
 
 
 

Pressemitteilung – 6.3.2024  
 

Internationaler Frauen*kampftag: Die neu eingerichtete 
Kontaktstelle zur Umsetzung der Istanbul-Konvention fordert die 
Stärkung des Rechts auf ein gewaltfreies Leben auf allen Ebenen.  

Zum 8. März ruft die KIKO Brandenburg dazu auf, das Recht auf ein gewaltfreies 
Leben auf allen Ebenen zu stärken und durchzusetzen. 

In Brandenburg werden jährlich tausende Opfer von geschlechtsspezifischer, häuslicher 
oder sexualisierter Gewalt. Vor Ort, auf regionaler und lokaler Ebene braucht 
Brandenburg starke Bündnisse, um diese Gewalt unmittelbar erkennen und begegnen zu 
können. Regionale und lokale Strukturen stellen das Umfeld von Betroffenen dar und sind 
somit wichtiger Faktor, um die Alltäglichkeit der Gewalt zu beenden.  

Dass Gewaltschutz vernetzt wirksamer ist, zeigen auch die bereits bestehenden Runden 
Tische, Arbeitskreise und Arbeitsgruppen in verschiedenen Kommunen. Die Entstehung 
und der Ausbau dieser Netzwerke sind dabei maßgeblich von der Unterstützung der 
Kommunalpolitik beeinflusst. „Der Rückhalt für das Thema Gleichstellung und 
Gewaltschutz erleichtert das Wachstum von Initiativen, so beobachten wir bereits bei 
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten, dass ihr Engagement durch Rückhalt seitens 
der Stadt oder des Kreises maßgeblich erleichtert wird,“ so Finn Klein, Fachreferent der 
KIKO Brandenburg.  

Zum Internationalen Frauen*kampftag ruft die KIKO Brandenburg daher alle 
Brandenburger*innen auf, Gewaltschutz als Priorität zu setzen. Gewalt gegen Frauen ist 
ein strukturelles Problem und wird in der Istanbul-Konvention klar als 
Menschenrechtsverletzung benannt:  

Schutz vor und Prävention von Gewalt ist ein Menschenrecht! Alle Ebenen müssen 
sich in der Umsetzung dazu bekennen und zivile Strukturen unterstützen.  

 

Über die KIKO Brandenburg  

Die Kontaktstelle der zivilgesellschaftlichen Akteur*innen zur Umsetzung der Istanbul-
Konvention – kurz KIKO – wurde 2024 für Brandenburg eingerichtet. Das langfristige Ziel 
der Kontaktstelle ist der Aufbau und die Koordinierung eines interdisziplinären Netzwerks 
im Land Brandenburg. Dabei sollen sowohl regional als auch landesweit 
zivilgesellschaftliche Netzwerkformate geschaffen und unterstützt werden, um effektiv 
die Querschnittsaufgabe Gewaltschutz zu bewältigen. Zusätzlich soll mit gezielter 
Öffentlichkeitsarbeit das Bewusstsein für und die Umsetzung der 
Menschenrechtskonvention in Brandenburg vorangetrieben werden.  

Ein Projekt des NbF e.V. 
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